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Sitzung zum Gedenken an den 17. Juni 1953 


Bonn, den 17. Juni 1981 


Beginn: 10.00 Uhr 


Präsident Stücklen: Ich eröffne die heutige Sitzung 
des Deutschen Bundestages. 

Besonders herzlich begrüße ich den Herrn Bun- 
despräsidenten, Professor Karl Carstens, der auf der 
Diplomatentribüne Platz genommen hat und an der 
Gedenkstunde teilnimmt. 

(Beifall) 

Die heutige Sitzung ist dem Gedenken an den 
17. Juni 1953 gewidmet. Im Einverständnis mit den 
Fraktionen des Bundestages erteile ich das Wort zu 
einer Gedenkrede Herrn Dr. Johann Baptist Gradl, 
dem Vorsitzenden des Präsidiums des Kuratoriums 
Unteilbares Deutschland. 

(B) Herr Gradl, Sie haben das Wort. 

Dr. Gradl, Vorsitzender des Präsidiums des Kura- 
toriums Unteilbares Deutschland: Herr Präsident! 
Herr Bundespräsident! Meine Damen und Herren! 
Die Ereignisse des 17. Juni 1953 in der DDR, derer 
wir heute gedenken, liegen weit zurück. Eine ganze 
Generation von Zeitgenossen ist seither weggestor- 
ben. Nachgerückt ist eine junge Generation, die 
keine unmittelbaren Eindrücke gewinnen konnte, 
die also angewiesen ist auf das, was sie später von 
anderen an Information, an Meinung und Wertung 
erfahren hat. 

Manches ist ihr oberflächlich, manches auch ent- 
stellt vermittelt worden. Darunter leidet bei nicht 
wenigen das Verhältnis zu dem nationalen Gedenk- 
tag, zu dem der entscheidende Tag jener Ereignisse 
als Tag der deutschen Einheit durch einmütigen Be- 
schluß des Deutschen Bundestages alsbald erhoben 
worden ist. Nur die damals noch dazugehörigen 
kommunistischen Abgeordneten haben widerspro- 
chen. 

Ein Gedenken heute, 28 Jahre später, kann nicht 
nur rückwärts gewandt sein. Aber gerade weil das 
Geschehen so lange zurückliegt und weil es häufig 
mißdeutet wird, hat zumal die jüngere Generation 
ein Anrecht, jene ebenso dramatischen wie tragi- 
schen Vorgänge vergegenwärtigt zu bekommen. Ich 
werde das in knappen Strichen zunächst tun. 

Dies verlangt auch die Ehrerbietung, die den Op- 
fern jenes Geschehens geschuldet wird. Am 26. Juni 
1953 gab ein Kommunique des Minister rats der 


DDR bekannt, daß bei den Ereignissen jener Tage 4 
Volkspolizisten, 2 unbeteiligte Zivilpersonen und 19 
Demonstranten ums Leben gekommen, 191 Angehö- 
rige der DDR-Sicherheitskräfte, 61 unbeteiligte Zivi- 
listen und 126 Demonstranten verletzt worden sind. 

Die tatsächlichen Zahlen waren noch höher, und ne- 
ben den Toten und Verletzten stehen jene Tausende, 
die in Gefängnissen und Lagern mit ihrer Freiheit 
bezahlen mußten, weil sie aufbegehrt hatten. 

Wie nun kam es in der DDR zu jenem Volksauf- 
stand der Junitage 1953 — denn das war er — ? Man 
hat nachträglich die Erhebung auf einen Arbeiter- 
aufstand einzuengen versucht. Aber damals war der 
aus Breslau vertriebene Studienrat, der als Hilfs- 
arbeiter sein Brot suchte, ebenso Arbeiter wie die (D) 
Trümmerfrau und der ehemals Selbständige, dessen 
Beruf der Boden entzogen worden war. Und von ir- 
gendwelchen Ersparnissen konnte niemand leben. 

Die alten Banken, Spar- und Versicherungsinstitute 
hatten die Sowjets in ihrem Bereich sofort geschlos- 
sen und beließen es dabei. Volk und Arbeiterschaft 
waren in Wahrheit dasselbe. 

Es gibt zahllose Bilder von dem Aufstand. Da ist 
der stundenlange Marsch der 6 000 Hennigsdorfer 
Stahlarbeiter vom nördlichen Stadtrand Berlins am 
Vormittag des 17. Juni im strömenden Regen zur 
Stadtmitte. Da ist der über die ganze Breite der 
Straße Unter den Linden reichende Protestzug vom 
Alexanderplatz zum Brandenburger Tor mit großer 
schwarzrotgoldener Fahne. Da sind die Steinwürfe 
auf die sowjetischen Panzer als Ausdruck hilflosen 
Zorns. 

Aber dies geschah erst, nachdem die Sowjets Ge- 
walt anwendeten. Vorher wurden ihre Soldaten und 
Fahrzeuge von den Menschenmassen in keiner 
Weise behelligt. 

Ein Beispiel nur. Am frühen Vormittag des 
17. Juni war ich nach Ost-Berlin gegangen. Ich 
wollte mir angesichts der verwirrenden Nachrichten 
selbst ein Bild machen. Gegen 10 Uhr stand ich ein- 
gekeilt in der Menge vor dem Regierungsgebäude, 
dem ehemaligen Reichsluftfahrtministerium in der 
Leipziger Straße. Von der Wilhelmstraße versuchte 
ein offener Schützenpanzerwagen einzubiegen. Die 
Gesichter der jungen Soldaten zeigten verständnis- 
loses Staunen. Plötzlich hob neben mir ein Mann 
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(A) den Arm und warf etwas auf den Wagen; eine Se- 
kunde befürchtete ich: eine Handgranate. Aber über 
den Köpfen der Soldaten löste sich eine offene Ziga- 
rette nschachtel auf. Der Inhalt fiel auf sie. Dieser 
Mann neben mir — er trug Arbeitskluft — rief in un- 
verfälschtem Berlinisch den Soldaten zu: „So, und 
jetzt fahrt nach Hause! Das hier geht uns an!“ — 
Vielleicht denkt mancher heute: wie naiv. Aber so 
dachten die protestierenden Menschen. Und im 
Grunde dachten sie richtig. 

Vor einer Reihe von Jahren war es auch Mode, 
den Volksaufstand zu einem gewöhnlichen Lohn- 
kampf abzuwerten. In der Tat waren im Mai 1953 
vom Zentralkomitee der SED und vom Ministerrat 
der DDR die Arbeitsnormen um 10 bis über 30 % ge- 
steigert worden. Der Beginn dieses höheren Lei- 
stungsanspruches ohne Lohnausgleich wurde auf 
den l.Juni festgesetzt. In den Betrieben mehrten 
sich die Proteste gegen diesen Leistungsdruck bei 
unzulänglichen Versorgungsverhältnissen. Das Zen- 
tralkomitee verschob zunächst den Beginn der 
neuen Normen. Aber angesichts der rasch wachsen- 
den Unruhe in den Betrieben entschlossen sich dann 
SED-Politbüro und DDR-Ministerrat in wirklich 
sensationellen Beschlüssen zu radikaler Umkehr. 
Am 11. Juni bekannten sie offiziell in ihren Erklä- 
rungen, eine Reihe von Fehlern begangen zu haben. 
Der Ministerrat korrigierte in einer Liste von elf 
Punkten die ursprünglich angeordneten Maßnah- 
men. 

In dieser Liste — sie liest sich wie das Register ei- 

(B) nes Sündenbekenntnisses — findet sich die weit 
über den Lohnstreit hinausgehende Fülle der tat- 
sächlichen Gründe dafür, daß sich die Entwicklung 
in 24 Stunden von Berlin, von dem ersten, schnell zur 
Demonstration anwachsenden Zug der Bauarbeiter 
am 16. Juni bis zum Generalstreik am 17. Juni und 
zum Aufstand steigerte. Das Einlenken war zu spät 
gekommen — heute ist man geneigt zu denken: eine 
Eigenheit kommunistischer Systeme. Der Normen- 
streit war eben nur der Funke, der die angestaute 
Unzufriedenheit, der die wahrhaft revolutionäre Si- 
tuation zur Explosion brachte. 

Die Liste der aufgehobenen Maßnahmen zeigt, 
was die SED allein im Frühjahr 1953 den Menschen 
zugemutet hatte. Zum Beispiel waren breite Bevöl- 
kerungsschichten, selbständige Berufe im weitesten 
Sinne, ab 1. Mai 1953 von der Lebensmittelkarten- 
versorgung ausgeschlossen und mit Frauen und, 
wenn älter als 15 Jahre, mit Kindern auf den völlig 
unzulänglichen, aber um so teureren freien Markt 
verwiesen; dies hieß: zum Hunger verurteilt. Etwa 
2 Millionen Menschen waren davon betroffen. Allein 
aus Dresden wurden in einem Monat 127 Familien- 
selbstmorde berichtet, zumeist ältere Leute. Der 
Flüchtlingsstrom nach Westen wuchs auf Grund von 
Gerüchten und der ursprünglichen Vorankündigung 
der Maßnahmen im März und April 1953 auf 95 300 
Personen an. 

Kennzeichnend ist, daß zu der Aufhebung von 
Zwangsmaßnahmen sogar, so wörtlich, die sofortige 
Überprüfung von Verhaftungen, Strafverfahren und 
Urteilen gehörte. 


Aber die wahren Ursachen der Unzufriedenheit (C) 
reichen noch viel weiter zurück. Die meisten Men- 
schen in der DDR waren wachsend betroffen und er- 
zürnt von der seit 1948 noch verschärften Sowjetisie- 
rung der inneren Verhältnisse und von der immer 
deutlicher werdenden Herauslösung aus dem gan- 
zen Deutschland. 

Die Mitglieder der 1945 gegründeten drei demo- 
kratischen Parteien, der Sozialdemokratischen Par- 
tei, der Christlich-Demokratischen Union und der 
Liberaldemokratischen Partei, die ursprünglich 
auch im sowjetischen Besatzungsbereich demokra- 
tischen Aufbau versucht hatten, waren je länger je 
mehr tief verletzt durch die erzwungene Gleich- 
schaltung, durch die Verschleppung oder Inhaftie- 
rung politischer Freunde, und zu alledem kam die 
materielle Not und die politische Hilflosigkeit ge- 
genüber dem Zusammenspiel von SED-Apparat und 
Besatzung. Zugleich sah man auf der anderen Seite 
die ersten Aufbauerfolge. Für den einzelnen, dessen 
Jahre dahingingen, war dies alles trostlos. Latent 
häufte sich jene unermeßliche Fülle von Unzufrie- 
denheit, Hoffnungslosigkeit, Zorn und Verzweiflung 
an, die, von einem Nebenvorgang gezündet, zu dem 
gewaltigen politischen Protest gegen das mit Hilfe 
der Sowjetmacht auf gezwungene politische und 
wirtschaftliche Regime führte. 

Um die Mitte des 17. Juni blieb der Besatzungs- 
macht nichts anderes als die Wahl zwischen Ein- 
sicht und Gewalt. Sie wählte den vollen militäri- 
schen Einsatz. Der Ausnahmezustand wurde ver- 
fügt, Militärtribunale wurden errichtet, sie verhäng- 
ten Todesurteile in Berlin und in der DDR, und die 
Urteile wurden vollstreckt. Am 19. Juni war der Auf- 
stand niedergeschlagen und erstickt. 

Eine Woche dauerte es, dann fand das Zentralko- 
mitee der SED im Schutz der Sowjetpanzer seine 
Selbstsicherheit wieder. Von den eigenen Fehlern 
wurde immer weniger gesprochen. Man hatte neue 
Schuldige gefunden: faschistische Agenten auslän- 
discher — lies: westlicher — Mächte und westdeut- 
scher Helfershelfer. Parteiapparat und Parteipresse 
waren völlig einig. Nur wurde bis heute eines verges- 
sen, nämlich zu erklären, wie es möglich war, daß in- 
nerhalb von 24 Stunden nicht nur in Ost-Berlin, son- 
dern in mehr als 200 Städten und Gemeinden der 
DDR die Bevölkerung in der gleichen Weise auf- 
stand, streikte, protestierte, demonstrierte, also 
nicht nur in der Viermächtestadt Berlin, wo die west- 
liche Welt Zeuge war, sondern auch in Leipzig und 
Dresden, in Erfurt, in Jena, in Rostock und Warne- 
münde, in Frankfurt/Oder, im Leuna-Werk bei Mer- 
seburg, in Rathenow, in Wolfen, auch in ganz abseiti- 
gen Orten. Das gelingt keinem fremden Agenten- 
netz auf dieser Erde in 24 Stunden, am wenigsten in 
einem Polizeistaat. 

Wohl aber ist dieser Volksaufstand ein Lehrbei- 
spiel dafür, wie sich gerade in totalitären Verhältnis- 
sen unter scheinbar ruhiger Oberfläche Konflikt- 
stoff und Gefahr anstauen kann. 

Diese Skizze der Vorgänge muß genügen. Das 
Echo in der Welt war gewaltig. Sowjetmacht und 
DDR-Regime waren bloßgestellt. Aber das änderte 
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(A) nichts daran, daß der Versuch, die Verhältnisse zu 
wandeln, gescheitert war. 

Die Bundesrepublik hatte nicht helfen können. 
Die Verantwortung für Deutschland als Ganzes lag 
überdies bei den vier Siegermächten. Es erwies sich 
als richtig, daß Jakob Kaiser, der damalige Bundes- 
minister für gesamtdeutsche Fragen, noch am Vor- 
abend des 17. Juni über den Sender RIAS die Bevöl- 
kerung um Besonnenheit gebeten hatte. 

Angesichts der Erfolglosigkeit des Aufbegehrens 
und seiner Opfer an Leben und Freiheit — war es da 
richtig, den Gedenktag, den Tag im deutschen Ka- 
lender hochrangig hervorzuheben? Nun, das Schei- 
tern ist nur eine Seite. Gegenüber steht: Da hat deut- 
sche Bevölkerung sich spontan, ohne jede Hilfe von 
außen, zum Protest erhoben. Sie hat ihr Verlangen 
nach demokratischer Freiheit und nach Einheit mit 
dem übrigen Deutschland im ganzen sowjetischen 
Besatzungsbereich mit gewaltigen Demonstratio- 
nen kundgetan. Freie Wahlen und Wiedervereini- 
gung waren schon am 16. Juni zu den Leitparolen ge- 
worden. Die Menschen scheuten sich nicht, wehrlos 
vor die Macht hinzutreten. Waffenlos zwangen sie 
die mächtige Sowjetunion, mit Gewalt einzugrei- 
fen. 

In Wahrheit war der 17. Juni 1953 der Bankrott 
der sowjetisch-kommunistischen Nachkriegspolitik 
in Deutschland. Deutsche hatten, so wie fünf Jahre 
zuvor die Berliner gegen die sowjetische Blockade, 
der Welt gezeigt, daß es falsch ist, sie nur nach dem 
Nationalsozialismus zu beurteilen. 

(B) Wenn ein Geschehen wie das des 17. Juni im deut- 
schen Bewußtsein lebendig gehalten werden soll, 
dann ist das nicht kalter Krieg, wie schnellfertig vor- 
geworfen wird, sondern geschichtliche Treue gegen- 
über einem vorbildlichen demokratischen und natio- 
nalen Verhalten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Diea. ist die positive und — ich scheue mich nicht 
es zu sagen — die großartige und entscheidende 
Seite für die Bewertung des 17. Juni. Sie wird immer 
aufgeschlagen bleiben in unserer Geschichte: die an- 
dere wird eines Tages gelöscht sein, gelöscht durch 
Überwindung der Spaltung und durch freie Selbst- 
bestimmung. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Teilung Deutschlands und die Unterwerfung 
seiner Mitte, des Landes zwischen Elbe und Oder, 
unter eine sowjetisch bestimmte Existenz, dies ist 
nicht Vergangenheit geworden. Wofür 1953 die Bran- 
denburger und Sachsen, Thüringer und Sachsen- An- 
haltiner, Mecklenburger und nicht zuletzt die Berli- 
ner so leidenschaftlich demonstriert haben, Rück- 
kehr zum Ganzen und freie Selbstbestimmung, dies 
blieb verweigert. Die Scheidelinie durch Deutsch- 
land wurde sogar zu einer Todesgrenze, verschärft 
in einer Weise, die schwärzeste Phantasie nicht 
hätte vorausdenken können. 

Das deutsche Volk ist auf der DDR-Seite getrennt 
durch Minenfelder, Schußanlagen, tiefgestaffelte 
Sperrgürtel sowie durch militärische Grenzüberwa- 
chung, die auch zur Anwendung der Schußwaffe an- 


gehalten ist. Und hinzugefügt wurde am 13. August (C) 
1961, vor zwanzig Jahren, auch die Mauer in Berlin. 

Das Ganze ist das schändlichste Bauwerk auf deut- 
schem Boden, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Damit als Deutscher im eigenen Land, auf dieser 
oder der anderen Seite, konfrontiert zu sein und 
kein Ende abzusehen — ich zweifle, daß man sich 
überall ringsum hinreichend vorstellt, selbst bei gu- 
tem Willen, was dies für uns bedeutet. 

Aber diese Grenze durch Deutschland spaltet zu- 
gleich Europa; an ihr stehen sich die beiden größten 
Militärblöcke gegenüber, Auge in Auge wie nir- 
gendwo sonst in der Welt. Es ist wahr: trotz aller Un- 
ruhe, aller nahen und fernen Konflikte ist Europa 
seit 1945 vor Krieg bewahrt geblieben, Gott sei Dank! 

Nicht aber bewahrt blieb es vor fremder Gewalt: in 
Deutschland 1953, in Ungarn 1956, in der Tschecho- 
slowakei 1968 Anwendung und jetzt gegen Polen 
Androhung von Gewalt. 

Dies ist kein Friede. Und alle geschichtliche Er- 
fahrung obendrein zeigt, daß gewaltsame Spaltung 
eines selbstbewußten Volkes kein solides Funda- 
ment für einen gesicherten Frieden ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das deutsche Beharren auf Zusammengehörig- 
keit ist bestimmt — warum sollten wir das leugnen 
— vom eigenen menschlichen und nationalen Inter- 
esse. Wir wollen unser Ziel ohne Gewalt, ohne Krieg, 
auch ohne Bürgerkrieg, erreichen. Auch wollen wir (D) 
unseren Platz, unsere künftige Gestalt und Ordnung 
im Einklang mit unseren europäischen Nachbarn 
gewinnen. 

Alle demokratischen Parteien stimmen mit dem 
überein, was die Bundesregierung seit den Ostver- 
trägen immer wieder so bekundet: Politisches Ziel 
der Bundesrepublik Deutschland ist es, „auf einen 
Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in 
dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiedererlangt“. 

(Beifall) 

Das heißt mit anderen Worten, daß nach unser aller 
Willen ein geeintes Deutschland sich in die erstrebte 
Friedens- und Sicherheitsordnung für Europa einfü- 
gen will und wird. 

Wer unter unseren Nachbarn dennoch glaubt, vor 
einer politischen Gemeinschaft der 80 Millionen zu- 
rückscheuen zu sollen, dem darf gesagt werden: 

Erstens. Die Fähigkeit zur Großmacht hat 
Deutschland verloren. 

Zweitens. Mit Sicherheit wird auch ein kommen- 
des Deutschland eine föderale Staatsordnung ha- 
ben. Die Eigenheiten der Landschaften und Stäm- 
me, die regionale und kulturelle Vielfalt lassen den 
Charakter unseres Volkes ungleich freier, lebendi- 
ger und schöpferischer werden als ein zentralisti- 
scher Herrschaftsstaat oder ein monolithisches Sy- 
stem nach dem Muster des sogenannten demokrati- 
schen Zentralismus der DDR. 
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(A) Drittens. Die Ordnungen der jetzigen Teile 
Deutschlands haben sich so sehr auseinanderent- 
wickelt, daß eine einfache Addition nicht möglich ist. 
Es wird wahrscheinlich für länger eines unvermeid- 
lich komplizierten und Zeit beanspruchenden Annä- 
herungs- und Angleichungsprozesses bedürfen. 

Kurz: Die Vereinigung, auf die das deutsche Volk 
einen Anspruch hat, wird also einen eher hündi- 
schen Charakter haben. Wann ein solcher Prozeß 
der deutschen und europäischen Heilung ernsthaft 
begonnen und gar zum guten Ende geführt werden 
kann, vermag niemand zu sagen. Es gibt kein 
Schnellverfahren und kein Patentrezept für die Sa- 
nierung der europäischen und der innerdeutschen 
Konfrontation. Weltanschauung, militärische Si- 
cherheit und die speziellen Interessen der Welt- 
mächte werden eine beherrschende Rolle spielen. 
Dennoch werden sie einmal auf einen Nenner ge- 
bracht werden müssen, wenn auf diesem Kontinent 
wahrer Friede sein soll. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Auf die deutsche Politik wird dabei schwere Ver- 
antwortung zukommen. Aber wesentliche Voraus- 
setzung für ein Gelingen wird auch sowjetische Be- 
reitschaft sein, nicht weiterhin in der europäischen 
Mitte Verhältnisse zu erzwingen, die das eigentliche 
Hindernis realer Entspannung zwischen West und 
Ost sind — und die eigentlich auch nicht im wahren 
sowjetischen Interesse liegen können. 

Diese perspektivische Andeutung — mehr ist gar 
nicht möglich — weist in ungewisse Zukunft. Irgend- 

(B) wie so muß es gehen, wenn Frieden werden soll. 
Aber einstweilen bleiben Wie und Wann völlig unge- 
wiß. Unsere Politik, die um die Deutschen insgesamt 
Sorge zu tragen hat, kann somit nicht einfach zuwar- 
ten, bis das europäische Friedens- und Sicherheits- 
werk zustande kommt. Solange die Teilung anhält, 
gebietet also deutsche Verantwortung, die Teilung 
für die Menschen und für die Nation soweit irgend 
möglich erträglich zu machen. Das ist mühsam, 
wie die Bundesregierung und wir alle auch seit den 
Verträgen haben erfahren müssen. Aber wie dem 
auch sei, das Gebot gilt bleibend, und es gilt für die 
Verantwortlichen beider deutscher Staaten, aber 
zwangsweise ganz besonders für die Partei- und 
Staatsführung der DDR; denn ihre Isolierungs- und 
Abgrenzungspolitik ist schließlich Hauptursache 
der menschlichen Not aus der innderdeutschen Kon- 
frontation. Und es kann nicht immer weiter bei der 
menschlichen Belastung und Not bleiben, die die 
DDR den Menschen auf beiden Seiten seit Jahr- 
zehnten auferlegt. 

„Auf beiden Seiten“, habe ich gesagt: Die Men- 
schen in der Bundesrepublik müssen immer und im- 
mer irgendwie hilflos mit ansehen, wie auf der ande- 
ren Seite „abgegrenzt“ wird. Und die Menschen in 
der DDR haben mit Mauer und Wachtürmen immer 
und immer ihr gefängnishaftes Schicksal vor Au- 
gen. 

Erich Honecker hat kürzlich in einer mit Recht 
sehr beachteten Aussage eine Vereinigung beider 
Staaten als Möglichkeit prinzipiell bejaht. Was er 
sich unter seiner sozialistischen Voraussetzung vor- 
stellt, ist sicherlich das kommunistische Modell 


DDR. Wir stellen unser freiheitlich-demokratisches (C) 
Modell entgegen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das deutsche Volk wird, wenn es einmal so weit ist, 
in freier, nicht in manipulierter Selbstbestimmung 
zu entscheiden haben. 

Aber bis zu diesem nun gewiß nicht nahen Zeit- 
punkt muß doch dafür gesorgt werden, daß das deut- 
sche Volk wenigstens menschlich verbunden bleibt. 
Wieder ist es eine ganze Generation, deren ver- 
wandtschaftliche, freundschaftliche und sachliche 
Beziehungen noch aus der Zeit vor der Katastrophe 
herrühren. Sie ist mittlerweile weggestorben. Eine 
neue Generation muß sich diese menschliche Ver- 
bundenheit erst schaffen können, unbehindert. Muß 
denn — so möchte ich Herrn Honecker fragen — ne- 
ben der nationalen Not der politischen Teilung wirk- 
lich auch noch die gewaltsame menschliche Isolie- 
rung bleiben? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Herr Honecker hat doch Verantwortung an der 
Spitze eines Staates, der sich in seinem Namen wie 
der unsere als deutsch bekennt! 

Die Verträge zwischen Moskau und der DDR ei- 
nerseits und der Bundesrepublik andererseits, die 
vor zehn Jahren unterzeichnet oder eingeleitet wor- 
den sind, hatten grundlegende Besserung auch im 
innerdeutschen Verhältnis bringen sollen. Diejeni- 
gen, die damals im Deutschen Bundestag für die 
Verträge eintraten, waren überzeugt, so hoffen zu 
können. Die Opposition hatte schwere Zweifel, aber (d) 
natürlich hat auch sie gewünscht, daß — wenn es zu 
den Verträgen kommt — die Hoffnung in Erfüllung 
gehen möge. So kann ich also, ohne als hämisch miß- 
verstanden zu werden, den folgenden Satz aus der 
Fernsehansprache zitieren, die der seinerzeitige 
Bundeskanzler Willy Brandt am Tage der Unter- 
zeichnung des Vertrages mit der Sowjetunion am 
12. August 1970 von Moskau zur deutschen Bevölke- 
rung gesprochen hat: 

Morgen sind es neun Jahre her, daß die Mauer 
gebaut wurde. Heute haben wir, so hoffe ich, zu- 
versichtlich, einen Anfang gesetzt, damit der 
Zerklüftung entgegengewirkt wird, damit Men- 
schen nicht mehr im Stacheldraht sterben müs- 
sen, bis die Teilung unseres Volkes eines Tages 
hoffentlich überwunden werden kann. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Was aber die gewaltsame Isolierung und Abgren- 
zung angeht — mittlerweile sind 20 Jahre seit dem 
Mauerbau vergangen — , im Grunde ist es so geblie- 
ben. 

Im Zuge der Verträge und zumal des Viermächte- 
abkommens sind für Westdeutsche und West-Berli- 
ner Verbesserungen mancher Art erzielt worden. 
Dennoch, welche polizeistaatlichen Schwierigkei- 
ten, welche finanziellen Auflagen, welche zeitrau- 
benden Umwege im Zonenrandverkehr für armse- 
lige 24-Stunden-Besuche werden noch immer abver- 
langt, 36 Jahre nach Kriegsende! Für die DDR-Bür- 
ger hat sich kaum etwas geändert. Nach wie vor sind 
Reisen von DDR-Bewohnern in das Bundesgebiet 
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(A) prinzipiell verweigert, von Rentnern abgesehen. Ob- 
wohl anläßlich der Verträge grundsätzlich zugesagt, 
werden auch in dringenden Familienfällen nur ganz 
selten Ausreisen gestattet, im Tagesdurchschnitt 
keine 100 bei einer Bevölkerung der DDR von 
17 Millionen! Die polizeistaatliche Bürokratie sorgt 
auch hier für die „Abgrenzung“. 

Man muß immer wieder deutlich machen — man 
muß es wiederholen, weil es besonders drastisch die 
Wirklichkeit drüben darstellt — : der DDR-Bürger, 
der heute 20 Jahre alt ist, muß bei jetziger DDR- Pra- 
xis bis zum Jahre 2026 warten, ehe er die Alpen oder 
den Rhein oder das Geburtshaus von Karl Marx in 
Trier besuchen kann. Das Ganze ist so tief beschä- 
mend, was da die DDR- Führung dem normalen Bür- 
ger auferlegt! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Kann es denn wirklich so bleiben, daß er sich erst 
dem Sterbealter nähern muß, ehe er in den anderen 
Teil Deutschlands einmal fahren darf? 

Es kann nicht mit endloser Geduld ertragen wer- 
den, wenn die DDR-Führung die menschliche Ver- 
bundenheit der Deutschen weiterhin so blockiert. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat gegen den 
Partner des Grundlagenvertrages einen Anspruch. 
Von der Bundesrepublik Deutschland droht der 
DDR keine Gewalt. Alle Bundesregierungen haben 
sich verpflichtet, auch für die Wiederherstellung der 
Einheit auf Gewalt zu verzichten. Die Bundesrepu- 
blik respektiert die Unabhängigkeit und Selbstän- 
digkeit der DDR in inneren und äußeren Angelegen- 
heiten. So steht es in Art. 6 des Grundvertrages. 

Diese und andere Versicherungen sind auf Gegen- 
seitigkeit gegeben. Aber jedermann weiß doch, daß 
die DDR es war, die den allergrößen Wert darauf ge- 
legt hat. Unabhängig von diesen Erklärungen, die 
die Bundesrepublik der DDR gegeben hat, hält die 
Bundesrepublik der DDR als einem Teil Deutsch- 
lands — „aus Deutschtümelei“, Herr Honecker, wie 
Sie sagen — von Anbeginn den Zugang zum europäi- 
schen Markt offen, und die DDR weiß, was sie davon 
profitiert. Die Bundesrepublik leistet laufend große 
Zahlungen in guter Währung und verschafft damit 
der DDR einen Vorsprung im Ostblock. Diese An- 
deutungen müssen genügen. 

Die DDR hingegen ist weit im Rückstand mit der 
gebotenen Gegenleistung. Zum Beispiel läßt doch 
wohl ein Gewaltverzicht unter Deutschen für Mauer 
und Todesgrenze im normalen Verständnis keinen 
Raum. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Einheit soll nicht mit Gewalt erzwungen werden. 
Darüber sind wir beide, hoffe ich, einig. Aber die 
Kehrseite der Medaille ist, daß damit auch Gewalt 
gegen die Einheit, gegen das menschliche Zueinan- 
der ausgeschlossen sein muß. 

(Erneuter Beifall bei allen Fraktionen) 

Oder nehmen wir die gutnachbarlichen Bezie- 
hungen, zu denen sich die DDR im Grundvertrag in 
Art. 2 verpflichtet hat. Das kann doch wohl nicht nur 
das freundliche Zu- und Miteinander offizieller Per- 


sönlichkeiten und begehrter Geschäftsleute meinen. (C) 
Die gute Nachbarschaft ist in der Präambel des 
Grundvertrages ausdrücklich — wörtlich so — auf 
das „Wohl der Menschen beider Staaten“ bezogen. 

Die DDR sollte endlich nachholen, statt uns mit 
„Deutschtümelei“ zu höhnen, aus der sie — ich wie- 
derhole es — so gerne Nutzen zieht. Erich Honecker 
hat auf dem SED-Parteitag von der Bereitschaft der 
DDR gesprochen, konstruktiv zur Entwicklung nor- 
maler gutnachbarlicher Beziehungen beizutragen. 

Nun gut, hier in Deutschland, unmittelbar für die 
Menschen seines und unseres Bereiches, könnte er 
ebenso Hilfreiches wie Wirksames tun. Damit würde 
er dann wirklich zur Verbesserung auch der interna- 
tionalen Atmosphäre beitragen. 

An unsere eigene Adresse sei gesagt: Seien wir 
nicht überheblich gegenüber unseren Landsleuten 
drüben. Nicht alles in der DDR muß in Grund und 
Boden kritisiert werden. Auch dort sind eindrucks- 
volle Fortschritte gemacht worden. Die hochqualifi- 
zierte Arbeiterschaft, die es in Mitteldeutschland 
von alters her gibt, und die hochrangige technisch- 
wissenschaftliche Intelligenz haben trotz der Feh- 
lerhaftigkeit und der Schwerfälligkeit der System- 
bürokratie unter widrigen Umständen Leistungen 
vollbracht, auf die sie stolz sein können — und wir 
als Deutsche mit ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Im übrigen: Auch was jetzt an Wiederaufbau histori- 
scher Bauten geleistet wird, verdient hohe Achtung. 
Heute würde man drüben das alte Berliner Schloß 
nicht mehr abreißen. (D) 

Man könnte von unserer Seite die DDR bei allen 
politischen und weltanschaulichen Gegensätzen 
dennoch unbefangener betrachten, wenn sie endlich 
den zwischenmenschlichen Beziehungen der Deut- 
schen beider Staaten mehr Würde, mehr Recht, 
mehr Achtung, mehr Freiheit zuteil werden ließe. 

Sie wird auf Dauer nicht um menschliche Auflocke- 
rung herumkommen. Damals, im Juni 1953, kam 
Einsicht auf, aber zu spät. 

Wir in der Bundesrepublik Deutschland dürfen 
uns im eigenen und im europäischen Interesse, aus 
menschlicher und nationaler Solidarität und im In- 
teresse des Friedens vom Ziel der deutschen Einheit 
nicht abbringen lassen, schon gar nicht durch Defä- 
tismus. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Unsere Zeit ist so schnellebig und hat so viele, fast 
ungeheuerliche Überraschungen gebracht. Die Pes- 
simisten wissen nicht mehr von der Zukunft als die 
Unverzagten. Wir dürfen uns auch nicht beschämen 
lassen von unseren Landsleuten in der DDR. Sie tra- 
gen ihr ungewolltes Schicksal, weil es jetzt keine Al- 
ternative gibt. Aber sie wissen sich unbeirrt als 
Deutsche und halten an der Zusammengehörigkeit 
mit uns über alle Prüfungen hinweg — über alle Prü- 
fungen hinweg! — innerlich fest. Es greift ans Herz, 
was man zuweilen drüben erleben kann. 

Den Verantwortlichen in der DDR, den kommuni- 
stischen Deutschen, möchte ich bei ihrer Zugehörig- 
keit zum deutschen Volk und auch bei ihrer nun- 
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mehr intensiven, wenn auch befangenen Rückbesin- 
nung auf unsere gemeinsame Geschichte sagen dür- 
fen: Sie mögen endlich zu ihrem Teil möglich ma- 
chen, daß alle Deutschen wenigstens menschlich so 
miteinander umgehen und zueinander können, wie 
es für Angehörige eines Volkes natürlich ist 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Schlimm genug, daß unser Volk politisch geteilt ist; 
es sollte nicht auch menschlich auseinandergerissen 
sein. Hier und so muß begonnen werden, wenn Ent- 
spannung wirklich werden soll. 

Unseren Landsleuten aber möchte ich über Mauer 
und Minenstreifen hinweg zurufen — ich hoffe, nein 
ich bin sicher: mit Ihrer aller Einverständnis — : Im 
Willen zu Einheit und Freiheit unseres deutschen 
Volkes bleiben wir euch verbunden und verpflichtet. 
Wir gehören zu euch, und ihr gehört zu uns. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei allen 
Fraktionen) 

Präsident Stückien: Ich danke Ihnen, sehr verehr- 
ter Herr Dr. Gradl, für Ihre eindrucksvolle Rede. 


Sie haben uns die Ereignisse des 17. Juni 1953 wie- 
der nahegebracht und uns damit die bleibende Be- 
deutung der damaligen Volkserhebung vor Augen 
geführt. Trotz ihres tragischen Ausganges galt und 
gilt die von den Ostberliner Arbeitern geführte Be- 
wegung in der Welt als ein Ausdruck des Freiheits- 
strebens aller Deutschen und als ein Symbol unse- 
res Willens zur Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands in Frieden und Freiheit. 

Mit dem Gedenken am heutigen Tage in einer Ple- 
narsitzung des Deutschen Bundestages bekunden 
wir, daß dieser Wille in uns fortlebt. Lassen Sie uns 
unbeirrt daran festhalten. Die Einheit Deutschlands 
in Frieden und Freiheit bleibt auch in Zukunft eine 
Aufgabe für alle Deutschen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 24. Juni 1981, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 10.59 Uhr) 
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